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dagegen der positive Exporteffekt überwiegen – so-
fern der hohe Exportanteil nicht von importierten Vor-
leistungen aus anderen Ländern herrührt (importierte 
Exporte).

In der EU reicht die Spanne der Exportquoten von 
20 % (Griechenland) bis 90 % (Malta) und 180 % 
(Luxemburg) (Abb. 1). Dabei gilt insbesondere für den 
Binnenhandel in der EU: je kleiner ein Land, desto 
größer seine Exportquote (Abb. 2). Allerdings bleibt 
der größte Teil des europäischen Außenhandels im 

Binnenmarkt. Von der Exportquote der gesamten EU 
mit 40 % entfallen 27 % auf den Binnenmarkt (intra), 
und nur 13 % sind Exporte in dritte Staaten (extra). 
Darin ähnelt die EU den USA.

Einzelne Staaten in den USA haben natürlich eine 
höhere Exportquote – wenn ihre Ausfuhr in andere 
Staaten der USA als Export gezählt würde. Im Stand-
ortwettbewerb zwischen den Staaten der USA heben 
sich aber die Beschäftigungseffekte gegenseitig auf: 
Was der eine im Wettbewerb gewinnt, verliert der 
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andere. Obwohl wir in der EU die nationale Export-
quote im Auge haben, gilt dies prinzipiell in gleicher 
Weise für die EU: Die Beschäftigungseffekte der 
Standortkonkurrenz zwischen den Mitgliedstaaten 
heben sich gegenseitig auf. Was ein Land gewinnt, 
verlieren die anderen. Für die Beschäftigung der EU 
insgesamt zählt nur der Extra-Handel der EU mit 
dritten Staaten.

Dieser Extra-Handel der EU beträgt nur 13 % des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) der EU. In diesem Sinne 
ist die EU ein großer Markt mit kleinem Exportanteil. 
Das bedeutet: der negative Kaufkrafteffekt von Lohn-
zurückhaltung in der EU würde den positiven Export-
effekt übertreffen. Per Saldo hätte eine umfassende 
Lohnzurückhaltung vermutlich eine negative Wirkung 
auf die gesamte Beschäftigung in der EU.

Auffällig ist in der gesamten EU die hohe Paralleli-
tät der Entwicklungen von Export und Import. Dies 
deutet auf eine hohe Verflechtung der wirtschaft-
lichen Entwicklungen der Mitgliedstaaten im Binnen-
markt hin: Ein großer Teil der Exporte stammt aus Im-
porten, entweder als exportinduzierte Vorleistungen 
oder als direkte Weitergabe importierter Güter. Das 
Statistische Bundesamt hat in einer 2004 veröffent-
lichten Analyse festgestellt, dass im Jahre 2002 39 % 
der deutschen Exporte aus Importen stammten.10 
Nach eigenen Berechnungen hat sich dieser Anteil bis 
2004 auf 44 % erhöht.11 Für eine entsprechende 

10 Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung, Input-Output-Rechnung, Import-Abhängigkeit der 
deutschen Importe, Wiesbaden 2004.

11 Vgl. auf meiner Homepage unter www.TvdVring.de, Analy-

Analyse der Exporte der übrigen EU-Staaten fehlen 
die entsprechenden Daten. Aber der Vergleich der 
Entwicklungen von Exportquote und Importquote in 
den Mitgliedstaaten der EU-15 (ohne Irland) von 2000 
bis 2006 verdeutlicht, dass auch dort eine hohe Ab-
hängigkeit der Importe von den Exporten besteht 
(Abb. 3). Diese Exportanteile, die aus Importen stam-
men, tragen nicht zur inländischen Wertschöpfung 
und zur inländischen Beschäftigung bei.

In meiner oben genannten Untersuchung habe ich 
auch festgestellt, wie groß die Bedeutung der Binnen-
nachfrage der übrigen EU-Länder für die deutschen 
Exporte in die EU ist: 1 % Veränderung der europä-
ischen Nachfrage bewirkt 1,3 % Veränderung dieser 
Exporte12. Wenn in der übrigen EU Lohnzurückhal-
tung zu einer Schwächung der europäischen Binnen-
nachfrage führt, dann würde dies das deutsche Ex-
portwachstum schwächen.

Es stellt sich somit die Frage, wie sich im Zeichen 
eines europäischen Standortwettbewerbes eine Lohn-
zurückhaltung in der gesamten EU auswirkt, wenn 
sich viele Länder an ihr beteiligen. Zwar wäre zur Be-
antwortung dieser Frage eine gründliche statistische 
Untersuchung erforderlich. Aber die folgenden Streu-
grafiken, die mittelfristige – 2000 bis 2006 – Verän-
derungen in der EU-15 vergleichen, geben über-
raschend deutliche Hinweise:

tisches Observatorium für Wachstum und Beschäftigung, 
7. Außenhandel, Abb. 7.2: Deutsche Exporte nach Entste-
hungsbereichen.

12 Thomas von der Vring: Welche Politik schafft Arbeitsplätze? 
S. 99 und Test 29.
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Je stärker die realen Lohnstückkosten gesunken  �
(gestiegen) sind, desto stärker haben die Exporte 
zugenommen (abgenommen) (Abb. 4). Der nega-
tive Einfluss der Lohnkosten auf die Exporte zeigt 
sich auch hier.
Bemerkenswerterweise besteht auch zwischen den  �
realen Lohnstückkosten und den Importen ein 
schwacher negativer Zusammenhang. Der Kauf-
krafteffekt der Löhne eines Landes hat offenbar 
keinen spürbaren positiven Einfluss auf dessen Im-

porte, sondern die Importe hängen eng mit den 
Exporten zusammen.
Je stärker die realen Lohnstückkosten gestiegen  �
(gesunken) sind, desto stärker ist auch die Binnen-
nachfrage gestiegen (gesunken) (Abb. 5). Lohnzu-
rückhaltung geht auch in der EU zulasten der bin-
nenwirtschaftlichen Entwicklung.
Von einem positiven Gesamteffekt der Lohnzu- �
rückhaltung eines Landes auf dessen Beschäf-
tigungsentwicklung kann auch in der EU nicht die 
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Rede sein. Die Streugrafik deutet eher auf das 
Gegenteil hin (Abb. 6)13, wobei allerdings Irland 
wegen seiner besonderen Aufholentwicklung der 
letzten Jahre als statistischer »Ausreißer« zu 
behandeln ist. Ohne Irland wäre insgesamt kein 
statistischer Zusammenhang zwischen realen Lohn-
stückkosten und Beschäftigung der einzelnen Län-
der festzustellen. In der Beschäftigungsentwick-
lung einzelner Länder wirken sich allerdings nicht 
nur deren Kostenentwicklung, sondern auch die 
Nachfrageentwicklungen der anderen Mitglied-
staaten im Binnenmarkt aus. Dieser Zusammen-
hang wird in unserer Streugrafik nicht erfasst.
Insgesamt scheinen die realen Lohnstückkosten  �
(negativ) und damit die Lohnzurückhaltung (posi-
tiv) in den Mitgliedstaaten weder einen positiven 
noch einen negativen Einfluss auf deren Beschäf-
tigungsentwicklung zu haben. Gefördert wird 
durch Lohnzurückhaltung die Exportverflechtung 
der EU; geschwächt wird dagegen die Entwicklung 
der Binnenwirtschaft.

13 In dieser Grafik ist Spanien ausgenommen. Die Entwicklung 
der spanischen Beschäftigungszahlen ist stark durch die Ge-
setzgebung beeinflusst und spiegelt nicht den Zusammen-
hang mit der Wirtschaftsentwicklung wieder.

Schlussfolgerungen5 

In der gesamten EU sind die gesamtwirtschaftlichen 
Lohnkosten pro Umsatzeinheit (reale Lohnstück-
kosten) von 2000 bis 2006 um 2,5 % gesunken, in 
Deutschland dagegen um 7,5 %. Die Frage ist, wie es 
sich auswirken würde, wenn diese Lohnzurückhal-
tung im Zeichen des Standortwettbewerbs in der ge-
samten EU nachvollzogen würde, angesichts ihres 
deutlichen negativen Einflusses auf die Binnennach-
frage in den Mitgliedstaaten. Bislang beschränken 
Belgien, Dänemark, die Niederlande, Schweden und 
das Vereinigte Königreich ihre verstärkte Lohnzurück-
haltung auf den Bereich ihrer Industrie. Das fördert 
den Export, ohne die Binnennachfrage wesentlich zu 
beeinträchtigen.

Solange die deutsche Lohnzurückhaltung von den 
europäischen Standortkonkurrenten nicht nachvollzo-
gen wird, stärkt sie die deutschen Exporte, allerdings 
ohne den erhofften positiven Einfluss auf die deutsche 
Beschäftigung. Wenn aber die gesamtwirtschaftliche 
Lohnzurückhaltung in der gesamten EU Schule ma-
chen würde, dann verschwänden die europäischen 
Exportvorteile Deutschlands, während die gesamte 
europäische Binnennachfrage geschwächt würde, 
was die deutschen EU-Exporte zusätzlich beeinträch-
tigen würde. Insgesamt wäre das Ergebnis einer 
europäischen Lohnzurückhaltung schädlich für 
Wachstum und Beschäftigung in Deutschland wie in 
der gesamten EU. In der Sprache der Ökonomen 
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würde es sich um eine deflatorische Wachstumsdros-
selung handeln.

Wie die eingangs genannte Lohnzurückhaltung in 
den Industrien unserer Konkurrenten in der EU zeigt, 
besteht in der EU eine reale Gefahr eines Wettlaufs 
der Lohndrosselungen, mit negativen Folgen für Wirt-
schaft und Beschäftigung. Damit sollte sich die EU im 
Rahmen ihrer Koordination der Wirtschafts- und Be-
schäftigungspolitik auseinandersetzten.

Für eine solche europäische Koordination der 
nationalen Wirtschaftspolitiken hatten die euro-
päischen Staats- und Regierungschefs 1999 in Köln 
die Einrichtung eines »Makroöko nomischen Dia-
loges« beschlossen: »Der Europäische Rat sieht im 
Makroökonomi schen Dialog mit Vertretern des Rates, 
der Kommission, der Europäischen Zentral bank und 
der Sozialpartner als Teilnehmer einen wirkungsvol-
len Ansatz zur Umset zung der in den Grundzügen 
der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Ge-
meinschaft niedergelegten wachstums- und stabili-
tätsorientierten makroökonomischen Politik.«14 Aber 
daraus ist – wie so oft bei Beschlüssen des Europä-
ischen Rates – nichts geworden, nicht mehr als ein 
jährliches Höflichkeitstreffen der EU-Finanzminister 
mit der Europäischen Zentralbank und den Sozial-
partnern im stillen Kämmerlein, von dem die Öffent-
lichkeit nichts erfährt. Von einer europäischen Mei-
nungsbildung über die angemessenen Lohnentwick-
lungen ist wenig zu sehen.15

14 Europäischer Rat in Köln, 3. und 4. Juni 1999, Schlussfolge-
rungen des Vorsitzes Ziffer 8.

15  In den vom Rat beschlossenen Grundzügen der Wirtschafts-
politik 2005–2008 heißt es zur Lohnpolitik lapidar: »Ge-
währleistung eines Beitrags der Lohnentwicklung zur mak-
roökonomischen Stabilität: Die Mitgliedstaaten sollten unter 
Berücksichtigung der Rolle der Sozialpartner die richtigen 
Rahmenbedingungen für Tarifverhandlungssysteme schaf-
fen. Diese sollten dazu führen, dass Erhöhungen der nomi-
nalen Löhne und der Arbeitskosten mit der Preisstabilität und 
der mittelfristigen Produktivitätsentwicklung in Einklang ste-
hen.« – Empfehlung des Rates 2005/601/EG vom 12. Juli 
2005 zu den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mit-
gliedstaaten und der Gemeinschaft (2005–2008) [Amtsblatt 
L 205 vom 6.8.2005]. 

Auch wenn die Tarifparteien autonom über die 
Lohnentwicklung entscheiden, so übt doch die politi-
sche Meinungsbildung in den Mitgliedstaaten einen 
bedeutenden Einfluss aus und einige Mitgliedstaaten 
stimmen im Zeichen des Standortwettbewerbs ihre 
Lohnpolitik auf politischer Ebene ab. Eine orientie-
rende Abstimmung der Lohnpolitik wäre auch auf der 
Ebene der EU geboten. Dafür müsste die EU wenigs-
tens folgende Fragen klären:

Welche Bedeutung kommt der Lohnentwicklung  �
für die Beschäftigungsentwicklung zu?
Wie weit kann Standortwettbewerb gehen, ohne  �
Wachstum und Beschäftigung in der EU insgesamt 
zu schädigen?

Dieses vom Standortwettbewerb der nationalen In-
dustrien geschaffene Problem eines Lohnsenkungs-
wettbewerbs gehört dringend auf die Tagesordnung 
der EU-Politik – von Parlament, Rat und Kommission. 
Darüber hinaus wäre anzustreben, dass die EU im 
Rahmen ihrer makroökonomischen Politik ein lohn-
politisches Konzept formuliert.
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